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Die Territoriale Agenda der EU, das Schlüsseldokument der 
europäischen Raumentwicklung, wurde aktualisiert und als 
Territoriale Agenda 2030 von den für Raumplanung und 
Raumentwicklung zuständigen Ministerinnen und Minis-
tern während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft Ende 
2020 verabschiedet. Die Überarbeitung greift die drängen-
den Herausforderungen eines gerechten und grünen Euro-
pas auf und legt gleichzeitig den Grundstein für die konkre-
te Anwendung durch Pilotaktionen. 

Europa befindet sich seit Jahren im Krisenmodus. 
Nach Jahren des Aufbruchs und der Euphorie, die auf den 
Fall des Eisernen Vorhangs folgten und den Beitritt von 
zwölf Staaten zur EU in den Jahren 2004 und 2007 ermög-
lichten, kam 2008 der erste Schock mit der von den USA 
ausgehenden Finanzkrise. Diese wiederum löste eine Viel-
zahl von Folgereaktionen aus, die sich in Europa in der 
Staatsschulden- und der nachfolgenden Wirtschaftskrise 
manifestierten. Auch die seit langem schwelende Klimakri-
se ist in den letzten Jahren wieder in den Vordergrund ge-
rückt, ebenso wie der ungelöste Umgang mit Flucht und 
Migration. 

Gleichzeitig haben sich in den letzten zehn Jahren die 
regionalen Ungleichheiten verstetigt und vertieft. Durch 
die Finanz- und Eurokrise sank das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) der Volkswirtschaften der EU real kalender- und sai-
sonbereinigt im Vergleich zum Vorjahr um rund 176 Milliar-
den Euro (vgl. hierzu auch Abb. 1). Das entsprach zum da-
maligen Zeitpunkt in etwa der Wirtschaftskraft von Polen, 
Tschechien, der Slowakei und Ungarn zusammengenom-
men. Die stärksten mittelfristigen Einbußen der Wirt-
schaftsleistung waren in Spanien und Griechenland zu be-
obachten, wo das BIP bis zum Jahre 2013 auf 85 % bzw. 
75 % des Vorkrisenniveaus sank (BBSR 2019; BMI 2020). 
Der Weg aus der Krise war angesichts dieses massiven Ein-
bruchs für viele Mitgliedstaaten lang. Belgien, Deutschland, 
Irland, Frankreich, Österreich, Schweden und die Slowakei 
erreichten 2011 wieder das Vorkrisenniveau. In Italien, Ir-
land und Ungarn dauerte es dagegen bis 2015, in Spanien 
bis 2016 und in Kroatien sogar bis 2017. Griechenland lag 
bis 2018 immer noch mehr als 20 % darunter (BMI 2020).

Neben der unterschiedlichen Entwicklung auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten ist ein zweiter Effekt für den ter-
ritorialen Zusammenhalt relevant: die Entwicklung auf re- 
gionaler Ebene. Bis zum Ende der 2000er Jahre war ein ge-

nereller Konvergenzprozess zwischen den europäischen 
Regionen zu erkennen, d.  h. die ärmeren Regionen wuch-
sen schneller als die Reicheren und näherten sich deren 
Wohlstandsniveau an. Dieser Prozess ist mit den Krisen fast 
zum Erliegen gekommen. Zudem lief der wirtschaftliche Er-
holungsprozess in den meisten Ländern ungleichmäßig. In 
Italien, Frankreich und Portugal vertieften sich die Unter-
schiede innerhalb der Länder. In Italien lagen vor allem eini-
ge Regionen im Süden 2017 noch um bis zu 15 % unter der 
Wirtschaftsleistung von 2008, während sie in vielen Regio-
nen im Norden schon wieder um mehr als 10 % gewachsen 
war (BBSR 2019).

Gleichzeitig mit diesen Entwicklungen begann in der 
Regionalwissenschaft eine Diskussion über regionale Un-
terschiede des zunehmenden Populismus und über mögli-
che Ursachen. Spätestens nach auffälligen regional unter-
schiedlichen Ergebnissen bei der Abstimmung zum Brexit 
und zur US-Präsidentschaftswahl 2016 wurden diese Er-
kenntnisse, die zunächst für Großbritannien von Philip Mc-
Cann und Andrés Rodríguez-Pose unter den Stichworten 
„geography of discontent“ und „revenge of the places that 
don’t matter“ diskutiert wurden, auch in einer breiteren 
Fachöffentlichkeit und im politischen Raum wahrgenom-
men. Sogar der „Economist“ erkannte Ende 2017 unter der 
Überschrift „Left behind – How to help places hurt by glo-
balisation“, dass das Zusammenspiel von demografischem 
Wandel, Globalisierung und Wohlfahrt nicht nur Men-
schen, sondern auch Orte, places, berücksichtigen muss 
(The Economist, 21. Oktober 2017). Dijkstra et. al. haben 
die Entwicklung für die EU insgesamt untersucht und mög-
liche Ursachen der Wahlergebnisse der Jahre 2013 bis 
2018 für europaskeptische Parteien analysiert. Danach ist 
der langfristige wirtschaftliche und industrielle Entwick-
lungspfad einer Region – neben individuellen Merkmalen 
wie geringer Bildung, niedriger Einkommen und höherem 
Alter – relevant für die Einstellung der Wähler/innen zur EU 
(Dijkstra/Poelmann/ Rodríguez-Posé 2019).

Vor diesem Hintergrund identifiziert die Territoriale 
Agenda 2030 (TA 2030) eine der beiden großen Heraus-
forderungen an räumliche Politiken in Europa: „People and 
places drift apart – increasing imbalances and inequalities.“ 
Dabei werden folgende Aspekte ausführlicher thematisiert: 
Lebensqualität, Daseinsvorsorge, demografische und ge-
sellschaftliche Ungleichgewichte, Digitalisierung und vierte 
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Abb. 1: Wirtschaftsentwicklung nach der Krise 
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industrielle Revolution, Beschäftigung und wirtschaftliche 
Entwicklung, Abhängigkeit von Orten untereinander sowie 
ihre Einbettung in den weltweiten Austausch.

Als zweite Herausforderung werden die nachhaltige 
Entwicklung und der Klimawandel angesprochen: „Sustain-
able development and climate change – increasing pres-
sures on the environment“. Auch globale Veränderungen 
können für die lokale und regionale Entwicklung und für die 
Lebensqualität in Europa hochgradig relevant sein. Dies be-
trifft insbesondere den Klimawandel und den Übergang zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft sowie die Verschlechte-
rung der Umweltbedingungen. Die TA 2030 empfiehlt da-
her Maßnahmen zum Schutz des Klimas, zum Erhalt der 
Biodiversität, zur Reduzierung des Flächenverbrauchs, zur 
Sicherung der Luft-, Boden-, und Wasserqualität, zur Er-
zeugung von sicherer, nachhaltig erzeugter und bezahlba-
rer Energie sowie Maßnahmen für einen gerechten Über-
gang zu einer klimaneutralen Wirtschaft, zur Stärkung 
zirkulärer Wirtschaftskreisläufe und zur nachhaltigen Nut-
zung des Natur- und Kulturerbes. 

Die Corona-Pandemie begann in der Endphase der 
Erarbeitung der TA 2030. Sie bringt aus regionaler Sicht 
neue Herausforderungen mit sich, deren Ausmaße sich 
erst ansatzweise erkennen lassen. Klar scheint schon jetzt 
zu sein, dass die Wirkungen nicht mit denen der vorherge-
gangenen Krisen vergleichbar sind. Nach der Finanzkrise 
waren es z. B. die besonders stark betroffenen wirtschafts-
starken Regionen, die auch die besten Voraussetzungen 
hatten, sich nach dem Ende der Krise zu erholen. Diesmal 

sind es auch andere Regionen, die vor allem wirtschaftlich 
von den zur Eindämmung der Pandemie getroffenen Maß-
nahmen besonders betroffen sind. Dazu zählen insbeson-
dere Regionen mit einem großen Wertschöpfungs- oder 
Beschäftigungsanteil im Bereich von Tourismus und Kultur. 
Auch Grenzregionen sind allein aufgrund ihrer Lage und un-
abhängig von der tatsächlichen Covid-19-Situation unmit-
telbar von den Pandemie-Maßnahmen betroffen. Dies gilt 
in negativer Hinsicht vor allem für Pendler/innen und für die 
Bevölkerung in kleinräumigen Verflechtungsgebieten, z. B. 
in Doppelstädten wie Konstanz/Kreuzlingen oder Görlitz/
Zgorzelec. Die Pandemie hat die Fragilität globaler Liefer-
ketten aufgezeigt und das Bewusstsein für die geringe Resi-
lienz verschiedener Sektoren und auch Regionen für solche 
Schocks geschärft.

In der Territorialen Agenda identifizieren die beteilig-
ten Mitglied- und Nachbarstaaten zwei Hauptziele mit 
sechs Prioritäten der räumlichen Entwicklung (s. Abbil-
dung 2): 

Wie gelingt die Umsetzung der Territorialen 
Agenda?
Die Neufassung der TA 2030 führt das Instrument der Pi- 
lotaktionen ein und antwortet so auf die berechtigte Kritik 
der Vergangenheit. Den Bedarf an Umsetzungsaktivitäten 
und die politische Bedeutung, die der Umsetzung beige-
messen wird, stellen Akteure im Umfeld der TA zu recht in 
den Vordergrund. Die Einführung eines Umsetzungsele-
mentes durch Pilotaktionen stellt daher ein wichtiges neu-

Abb. 2: Sechs Prioritäten der erneuerten Territorialen Agenda 

©
 B

BS
R



2103 / 2020 _  N ACH RI CHTEN D ER A R L� TH EM A

es Element der TA 2030 dar. Dabei verstanden sich auch die 
Vorgängerversionen als aktionsorientierter politischer 
Rahmen, der Erfolg der Aktionspläne blieb jedoch hinter 
den Erwartungen zurück. Der informelle Charakter der 
Vereinbarung und die teilweise nachgeordnete Bedeutung 
der Raumordnung in den Mitgliedstaaten hat zu diesem 
Eindruck beigetragen. Anders als die Urbane Agenda ist die 
Umsetzung der Territorialen Agenda auch weiterhin nicht 
mit eigenen Finanzmitteln hinterlegt. 

Der Wille zur Stärkung der Implementation bei den 
mitgliedstaatlichen und für Raumentwicklung zuständigen 
Vertreterinnen und Vertretern ist vorhanden. Der Entste-
hungsprozess und die Konkretisierung der Pilotaktionen 
erforderte dennoch Kompromissbereitschaft auf allen Sei-
ten. Während sich einige Mitgliedstaaten eine weitaus stär-
kere Verbindlichkeit der Pilotaktionen, mit gemeinsamen 
Kriterien, Zielen und Standards, gewünscht hätten, war 
dies aus Sicht der Mehrheit nicht umsetzbar. Ein starrer 
Rahmen hätte die Umsetzungsbemühungen wahrschein-
lich im Keim erstickt oder nur für wenige Mitgliedstaaten 
realisierbar gemacht. Konsensfähig war indes ein flexibles 
Pilotaktionen-Design, das unterschiedliche Themen und 
Formate ermöglicht. Dabei reicht die Spannbreite der Me-
thodik der geplanten Pilotaktionen von der Auswertung 
und Inwertsetzung bestehender Vorhaben im Hinblick auf 
ihren Beitrag zu den Zielen der TA, über die Entwicklung 
und Anwendung räumlicher Analysemethoden wie dem 
territorial impact assessment, bei dem die Wirkungen sek-
toraler Politiken auf den Raum evaluiert werden, bis zur Er-
arbeitung räumlicher Visionen sowie zur Entwicklung und 
Umsetzung lokaler und regionaler Aktivitäten beispielswei-
se im Bereich der Daseinsvorsorge. Allen gemeinsam geht 
es darum, aktionsorientierte Raumentwicklung zu beför-
dern, neue Ideen zu testen und diesbezügliche Erfahrungen 
im europäischen Kontext zu teilen. Zugleich sollen die 
räumliche Dimension in anderen Politikbereichen gestärkt 
und die sechs Prioritäten der Territorialen Agenda 2030 
praxisnah unterlegt werden. Es geht darum, ein politisches 
Rahmendokument in die regionale Realität zu überführen.

Es sind sechs Pilotaktionen geplant, jede davon wird 
von einem europäischen Land geleitet und in Kooperation 
mit weiteren europäischen Partnern/Partnerinnen umge-
setzt. Die Gesamtzahl der Vorhaben, die in diesem Jahr 
starten, übertrifft die Erwartungen. Die Pilotaktionen wer-
den von den für Raumplanung und Raumentwicklung zu-
ständigen Ministerinnen und Ministern, die am 1. Dezem-
ber 2020 die Territoriale Agenda 2030 beschlossen haben, 
gestartet. Auch nach der Annahme der TA sollen in den 
nächsten Jahren weitere Pilotaktionen begonnen werden. 
Die bestehenden Pilotaktionen befassen sich inhaltlich mit 

1.	der stärker raumbezogenen Ausgestaltung von Fachpo-
litiken, wie etwa Mobilität oder Digitalisierung, im Hin-
blick auf ihre Wirkungen auf die Entwicklung eines be-
stimmten Gebiets unter Federführung von Polen, 

2.	der Bedeutung von Kleinstädten in der Regionalentwick-
lung unter Federführung von Norwegen, 

3.	der grenzüberschreitenden Raumplanung in funktiona-
len Räumen unter Federführung von Luxemburg, 

4.	bürgernahen Alpenstädten unter Federführung der 
Schweiz sowie 

5.	integrierten Ansätzen zur Anpassung an den Klimawan-
del durch Landschaftswandel unter der Federführung 
von Portugal (BMI/BBSR 2020). 

Deutsche Regionen oder Kommunen sind eingela-
den, sich mit Unterstützung aus den Modellvorhaben der 
Raumordnung (MORO) an den Pilotaktionen anderer Län-
der zu beteiligen.

Die sechste Pilotaktion unter deutscher Federfüh-
rung steht unter dem Titel „A future for lagging regions“ 
und läuft bis 2023. Über konkrete lokale und regionale 
Aktionen – etwa in den Bereichen Versorgung und Digi-
talisierung – treten regionale Zusammenschlüsse sowie 
Landkreise und Gemeinden in einen europäischen Aus-
tausch. Getestet werden soll dabei eine effektivere Verzah-
nung von Regional- und Fachplanungen im Bereich der Da-
seinsvorsorge. Hierdurch sollen wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Zentren gestärkt werden und Lebensquali-
tät in strukturschwachen Gegenden erhalten werden, um 
so einen Beitrag zu einer räumlich ausgeglichenen Ent-
wicklung (TA Priorität „Balanced Europe“) zu leisten 
(BBSR: 2020). 

Drei Pilotregionen in Deutschland sowie drei weitere 
europäische Pilotregionen finden sich zu einer Partner-
schaft zusammen. Das vom Europareferat des BBSR konzi-
pierte und fachlich koordinierte Vorhaben wurde als Mo-
dellvorhaben der Raumordnung aufgesetzt und finanziert. 
Eine Begleitagentur stellt den direkten Kontakt zu den teil-
nehmenden Regionen auf Augenhöhe sicher. Die Partner-
schaft wurde unter Einbeziehung der einschlägigen natio-
nalen und europäischen Gremien entwickelt. Im deutschen 
Teil der Partnerschaft bilden Regionen und Regionalplanun-
gen den Kern der Partnerschaft, um strukturschwache Ge-
meinden bei der Umsetzung vor Ort zu unterstützen. In 
den europäischen Pilotregionen führt eine teilweise stärker 
zentralistische Struktur zu anderen Akteurskonstellatio-
nen. Intention ist es, sowohl die direkte Umsetzungsebene 
einzubeziehen wie auch deren regionale Planungseinhei-
ten, die insbesondere im Bereich der Governance der Poli-
tikfelder in Austausch treten werden. Die gezielte Beratung 
weiterer interessierter Regionen durch die Pilotpartner-
schaft ist vorgesehen. Deutschland hat damit im europäi-
schen Vergleich hohe Ambitionen demonstriert. Es ist vor-
angegangen, indem es frühzeitig ein ausgearbeitetes 
Konzept für eine Pilotaktion vorgestellt hat, das Regionen 
direkt einbezieht und nationale Mittel bereitgestellt hat. 
Deutschland konnte hier auf seine Erfahrungen aus MORO- 
und INTERREG-Projekten zurückgreifen und hat überdies 
fachlich-operative Unterstützung in Auftrag gegeben. 

Die Pilotaktionen sind bei Weitem nicht das einzige 
Mittel, die Territoriale Agenda mit Leben zu füllen. Schon 
eine Umfrage der finnischen Präsidentschaft 2019 zeigte 
eine große Bandbreite an bereits bestehenden Aktivitäten, 
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die die Ziele der Agenda umsetzen, aber nicht so gelabelt 
sind. Es handelt sich um Aktivitäten auf allen Ebenen und in 
allen Mitglied- und Nachbarstaaten. Sie reichen von regio-
nalen Zusammenschlüssen (etwa das „Aktionsprogramm 
für Grünes Wirtschaften im Alpenraum“ der Alpenkonven-
tion) über Raumentwicklungsstrategien (z.  B. „Ireland 
2040: Integrated national territorial planning“) bis hin zu 
grenzüberschreitenden Visionen (wie z. B. das „Gemeinsa-
me Zukunftskonzept 2030 für den deutsch-polnischen Ver-
flechtungsraum“). Hier liegt ein Potenzial brach, das ge-
nutzt werden sollte, um die Territoriale Agenda und ihre 
Ziele in der Fachöffentlichkeit präsenter zu machen.

Die Umsetzung der Territorialen Agenda erfolgt vor 
allem auch durch Beeinflussung von Programmen auf allen 
Ebenen in der EU. Die Kohäsionspolitik der Europäischen 
Union ab 2021 rückt mit dem politischen Ziel fünf die Un-
terstützung lokaler Entwicklungsstrategien und nachhalti-
ger Stadtentwicklung stärker ins Rampenlicht. ESPON wird 
es zukünftig als eine seiner Aufgaben sehen, die Umsetzung 
der Territorialen Agenda zu unterstützen. Damit ist ein 
wichtiger Meilenstein gesetzt, die Umsetzung der TA unab-
hängig von den Prioritäten der jeweiligen EU-Ratspräsi-
dentschaften zu befördern. Ebenso fordert die Territoriale 
Agenda alle an der Umsetzung interessierten Entschei-
dungsträger/innen dazu auf, ihren Einfluss auf Struktur-
fondsprogramme geltend zu machen. INTERREG in seiner 
Rolle als europäisches Raumordnungsprogramm spielt hier 
eine wichtige Rolle. Aber auch regionale EFRE-Programme 
können die TA aufgreifen und als strategischen Rahmen für 
sich nutzen. National könnte etwa ein in der Diskussion ste-
hendes Förderinstrument des Bundes für die Raument-
wicklung Anknüpfungspunkte liefern (vgl. hierzu die Stel-
lungnahme der ARL vom 15.05.2020).

Weiterhin fehlen der Territorialen Agenda eigene Fi-
nanzmittel und eine formale Rechtsgrundlage, um eine 
Umsetzungsstrategie gezielt zu realisieren und zu versteti-
gen. Dennoch liefern bestehende Umsetzungsaktivitäten 
auf allen Ebenen, kommende ESIF-Programme sowie das 
neue Instrument der Pilotaktionen gepaart mit der künfti-
gen Unterstützung durch ESPON wichtige Anknüpfungs-
punkte, um die Territoriale Agenda durch Umsetzungsbei-
spiele greifbarer zu machen und so Anschlusspunkte für die 
lokale und regionale Ebene zu bieten. 
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